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Unser Ehrenmitglied verstorben!

Hans E. Lange
Polizeioberst a. D. und erster technischer Führer des Reichs­

banner Schwarz-Rot-Gold, Gau Berlin-Brandenburg, geboren am 
11. Juni 1871, gestorben am 12. Januar 1962.

Sein Bannerspruch (einst von ihm selbst für das Reichsbanner 
verfaßt, und bei der Urnenbeisetzung am 6. Februar 1962 in 
Erinnerung gebracht):
Schwarz ist die Erde, schwarz ist das Eisen — 
Segen der Arbeit wollen wir preisen.
Rot ist das Blut, das dem Herzen entquillt — 
Liebe zur Heimat nimmer gestillt.
Golden die Sonne am Himmel kreist —
Ewige Ziele der Menschheit weist.
Schwarz-Rot-Gold sind unsere Fahnen — 
Sie mahnen die Enkel, sie ehren die Ahnen.

*
Wir werden unseren Kameraden Lange nie vergessen.

Nicht in Berlin
SPD-Pressedienst

Von Dr. Karl M o m m e r , MdB

Zur Vorbereitung der ersten Sitzung des 
neuen Bundestages las ich in den Pro­
tokollen vom Beginn des letzten Bundes­
tages. Ich erschrak beim ersten Wort: 
„Berlin, den 15. Oktober 1957“ heißt es 
dort. Der Bundestag trat zu seiner 
ersten Sitzung in Berlin zusammen und 
ist danach noch einmal zu einer Arbeits­
sitzung dort gewesen. Dann nicht mehr.

Unter den Warnungen und Kassandra­
rufen derjenigen, die meinen, man 

könne Berlin besser halten,'wenn man 
dort Vertrags- und Gewohnheitsrechte 
abbaue, hat der Präsident Gerstenmaier 
dann noch die Bundesversammlung zum 
Juli 1959 nach Berlin einberufen. Seit­
dem hat dort keine Sitzung mehr statt­
gefunden. Zuerst, weil angeblich der 
Präsidentenwechsel in Washington den 
Herbst 1960 ungeeignet erscheinen ließ. 
Dann 1961 ganz offen deshalb, weil 
„man“ vor den Drohungen Pankows 



und Moskaus zurückwich. Inzwischen 
hat der amtierende Bundeskanzler 
öffentlich davon gesprochen, es könnten 
„vielleicht in Berlin befindliche Verwal­
tungsbehörden der Bundesrepublik -— 
zur Beschwichtigung der ach so provo­
zierten Sowjets — aus Berlin zurück­
gezogen werden. Bei solcher „Wetter­
lage" kann man den Präsidenten ver­
stehen, daß er die erste Sitzung des 
neuen Bundestages nicht so wie früher 
nach Berlin einberufen hat.

Aber man muß den Tatsachen ins 
Auge sehen. Die Berliner müssen 
glauben, daß der Bundestag nicht mehr 
nach Berlin kommt. Das ist ein wichtiges 
psychologisches Faktum, das eine Kon­
zession an den rechtlosen Druck der 
Sowjets enthält, eine Konzession, gege­
ben aus mangelnder Standfestigkeit, in 
reinem Zurückweichen vor Drohungen, 
ohne jede Gegenleistung! Niemand wird 
behaupten wollen, daß die Annexion 
Ostberlins vom 13. August und die Er­
richtung der Schandmauer durch Tat­
bestände der Anwesenheit der Bundes­
republik in Berlin provoziert worden 
sei. So wie niemand behaupten wird, 
daß das Zurückweichen des Bundestages 
die hungrige Bestie sanfter gestimmt 
habe.

Denen, die jetzt amtlich darüber nach­
zudenken haben, wie man Westberlin 

halten und dies durch Konzession im 
einzelnen erleichtern könnte, sei die Ge­
schichte der Anwesenheit von Bundes­
organen in Berlin seit 1949 als Studien­
fall empfohlen. Es ist eine Geschichte 
von mangelndem politischen Offensiv­
geist auf seifen der Freiheit, eine Serie 
von kleinen Kapitulationen und Ver­
suchen der Beschwichtigung der rot­
lackierten Nazis, wie Kurt Schumacher 
sie nannte. Was dabei herausgekommen 
ist, steht vor jeden Mannes Augen.

Das sollte eine Warnung sein. Ob es 
auf diesem kleinen Gebiet der Anwesen­
heit von Bundesorganen in Berlin nock| 
Zeit zur Umkehr ist? Der neue Bunde™ 
tag soll die Lage erneut prüfen und wie­
der nach Berlin gehen. Dort steht das 
Reichstagsgebäude. Die Berliner warten 
auf uns ebensosehr wie die 17 Millio­
nen hinter der KZ-Mauer auf uns war­
ten.

Und allen denen, die wir oben unter 
„man“ zusammengefaßt haben, sei ge­
sagt: Nicht die' Schwüre zählen, man 
werde nie und so weiter und so weiter; 
die Taten zählen, die großen und die 
kleinen. Der neue Bundestag tut gut 
daran, die ganze Tragweite des bösen 
Omens für unsere Nation zu überden­
ken: Im Gegensatz zum bisherigen trat 
der neue Bundestag zu seiner ersten 
Sitzung nicht in Berlin zusammen.

Solidarität mit Deutschlands Hauptstadt
A. K. — Der Deutsche Städtetag, der 

kommunale Spitzenverband für die deut­
schen Großstädte, hat sich immer um eine 
Hilfe für das bedrängte Berlin bemüht. 
Er ließ es nicht bei Sympathieerklärungen 
bewenden, sondern gab an seine Mit­
gliedsstädte Empfehlungen für praktische 
Hilfemöglichkeiten, deren Auswirkungen 
erfreulicherweise schon in vielfältiger 
Form in dieser Stadt wirksam geworden 
sind.

Eine besondere Betonung hat dieses 
Bemühen jetzt durch die gemeinsame Ta­
gung von Präsidium und Hauptausschuß 
des Städtetages im Berliner Ernst-Reuter- 
Haus erfahren. Die Zahl der Teilnehmer 
aus den deutschen Großstädten, Ober­

bürgermeister und leitende Kommunal­
beamte, war besonders groß; hinzugekorj® 
men waren noch zahlreiche namhaf™ 
Kommunalpolitiker aus 11 Ländern Eu­
ropas, Afrikas und Asiens, die einer 
Einladung des Deutschen Städtetages 
nach Berlin folgten. Tagungen des Deut­
schen Städtetages dienen der Sachbera­
tung und Stellungnahme zu gemeinde­
politischen Problemen. Fragen der kom­
munalen Finanzreform, des Verkehrs, der 
kulturellen Arbeit, der Stadtgründungen 
und weitere Hilfemöglichkeiten durch die 
Städte und Gemeinden für Berlin, standen 
auf der Tagesordnung. Mehr noch war es 
aber die erklärte Absicht des Deutschen 
Städtetages, dieses Zusammentreffen von
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Kommunalpolitikern aus dem In- und 
Auslande, zu einem besonderen Bekennt­
nis für die gespaltene Stadt, für das freie 
Berlin, werden zu lassen.

Vor der Mauer
Das, was der Deutsche Städtetag hier 

sehr sorgfältig vorbereitet, an Infor­
mationsmöglichkeiten und durch eine un­
mittelbare Gegenüberstellung mit der 
Lage Berlins nach dem 13. August geboten 
hat, ist eine verdienstvolle Leistung, die 
eine nachhaltige Wirkung nicht verfehlen 
kann:
l^ln einem aus Anlaß der Tagung heraus- 
^Pgebenen dreisprachigen Sonderheft der 
Zeitschrift „Der Städtetag" über die ge­
spaltene Stadt, das im Rahmen einer inter­
nationalen Aufklärungsaktion an Kom­
munalpolitiker in aller Welt verschickt 
wird, ist in ausgewählten Beiträgen ein 
eindrucksvolles, aber auch erschütterndes 
Bild von der belagerten Stadt vermittelt 
worden.

Der Besucher Berlins will sich diese 
Stadt ansehen und sich von ihren Wieder­
aufbau- und Neubauleistungen überzeu­
gen. Eine Rundfahrt der Gäste des Deut­
schen Städtetages bot hierfür eine gute 
Gelegenheit. Zu einem erschütternden 
Erlebnis wurde die Fahrt zur Mauer der 
Schande und der Tränen, die jetzt das 
freie Berlin von den Menschen im Osten 
der Stadt gewaltsam getrennt hat. Die 
Fahrt an der Mauer entlang, unvergeßlich 
die Bernauer Straße, ließ die in- und aus­
ländischen Gäste verstummen.

Aülly Brandt: Drei Aufgaben
^B)ie große öffentliche Sitzung des Haupt­
ausschusses des Deutschen Städtetages 
gab seinem Präsidenten, dem Regierenden 
Bürgermeister von Berlin, Willy Brandt, 
die Gelegenheit, die deutschen Städte und 
Gemeinden aufzurufen, noch stärker als 
bisher ihrer Verbundenheit mit Berlin 
durch praktische Hilfe zum Ausdruck zu 
bringen. Aus der Fülle der Möglichkeiten 
ideeller, materieller und personeller Art 
wurden unter anderem genannt,

die Steigerung der Vergabe von Auf­
trägen nach Berlin für den kommunalen 
Bedarf, insbesondere zugunsten klei­
nerer und mittlerer Betriebe; 

die Verstärkung der Verbindungen 
zwischen West-Berlin und Westdeutsch­
land durch noch mehr Tagungen und 
Kongresse und durch noch mehr Besuche 
in dieser Stadt;
verstärkte Berlin-Studienreisen west­
deutscher Stadtverwaltungen und städti­
scher Betriebe.
Für Berlin sei es ein besonders erfreu­

liches Zeichen der Verbundenheit, sagte 
Willy Brandt, wenn sich die westdeut­
schen Städte noch stärker als bisher von 
dem Grundsatz leiten lassen, „daß Berlin 
kein Objekt der üblichen Konkurrenz 
sein kann, sondern, daß wir hier alle mit 
uns selbst konkurrieren".

Mit Hilfe des deutschen Westens und 
der Freunde in aller Welt, ist das freie 
Berlin entschlossen, in naher Zukunft drei 
Aufgaben zu erfüllen:

Der Ausbau Berlins, bereits heute die 
größte Industriestadt, zur modernsten 
Industriestadt;
Berlin soll Zentrum der deutschen Ent­
wicklungshilfe werden.
Ausbau Berlins als Wissenschafts- und 
Erziehungszentrum.
Berlin ist keine Aufgabe für die Berliner 

allein. Es ist eine Aufgabe aller in Freiheit 
lebenden Deutschen und damit im besten 
Sinne des Wortes eine nationale Auf­
gabe. In dieser Stadt wird sich das deut­
sche Schicksal erfüllen. Berlin ist aber 
auch der Prüfstein für den Friedenswillen 
und das Gestaltungsvermögen aller Mächte, 
die trotz allem in dieser Stadt Verantwor­
tung für die Zukunft dieses Landes tragen. 
Aus dieser Verantwortung können sie 
nicht entlassen werden, bis das ganze, auf 
die Dauer unteilbare Berlin seine ur­
sprüngliche und eigentliche, die haupt­
städtische Funktion wieder ganz über­
nommen hat.

SPD an der Spitze
Zu Beginn der öffentlichen Sitzung hat­

ten Kommunalpolitiker und Stadtober­
häupter aus verschiedenen Ländern ihrer 
Sympathie für und ihrer Solidarität mit 
dem freien Berlin Ausdruck gegeben.

Die Tagung des Deutschen Städtetages 
in Berlin war nur eine von vielen, die in 
der Hauptstadt durchgeführt wurden. Was 
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sie auszeichnete, war der erkennbare 
starke Wille zum solidarischen Verhalten 
zur praktischen Hilfe deutscher Gemein­
den für Berlin. Wir können nur wünschen, 
daß dieses gute Beispiel jetzt und in Zu­
kunft vielfache Nachahmung finden möge.

Wir schmälern die Hilfe der Verant­
wortlichen in den westdeutschen Städten 
und Gemeinden — und zwar ohne Unter­
schied der politischen Bindungen — nicht, 
wenn wir mit Genugtuung vermerken, daß 
sozialdemokratische Kommunalpolitiker 
hier eine besondere Regsamkeit ent­
wickelt haben.

Während die letzten Teilnehmer an der 
Veranstaltung des Deutschen Städtetages 
Berlin wieder verließen, konnten sie über­
all in dieser Stadt die Ankündigungen 
lesen, die unter dem Leitwort „Sozial­
demokraten stehen zu Berlin" auf zahl­
reiche öffentliche Kundgebungen hinwei­
sen, die in dieser Woche gelegentlich der 
Anwesenheit der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion in Berlin stattfinden 
und in welchen auch namhafte sozial­
demokratische Kommunalpolitiker zur Be­
völkerung sprechen werden.

SPD-Pressedienst

Selbstschutz
Die Berlin-Krise hat in den Vereinigten 
Staaten die Diskussion um Sinn oder Un­
sinn von Luftschutzmaßnahmen heftig 
Wiederaufleben lassen. Der Bau von 
kleinen „Familien-Atombunkern" er­
hielt, von den Behörden nachhaltig pro­
pagiert und gefördert, neuen Auftrieb. 
Zu welchen Konsequenzen jedoch eine 
solche „Sicherheits-Politik" führen kann, 
zeigt ein Bericht im Nachrichtenmagazin 
„Time" vom 18.8.61. „Wenn mein Bun­
ker fertig ist", wird dort als Äußerung 
eines Einwohners aus der Umgebung 
Chikagos wiedergegeben, „dann werde 
ich an der Luke ein Maschinengewehr 
anbringen, um die Nachbarn draußenzu­
halten, wenn die Bombe fällt; wenn die 
dumme amerikanische Öffentlichkeit sich 
nicht um den erforderlichen Luftschutz 
kümmert, so will jedenfalls ich nicht das 
Risiko eingehen, daß ich den Bunker 
nicht benutzen kann, den ich mir mit 
vieler Mühe gebaut habe, um meine 
Familie zu retten."
Solche Ansichten stehen nicht vereinzelt 
ha. In Austin, Texas, hat ein Eisen­
warenhändler für den gleichen Zweck 
vier Gewehre und eine Pistole in sei­
nem Bunker deponiert; auch für den Fall, 
daß die Nachbarn im Ernstfall früher als 
er und seine Familie den Bunker errei­
chen, ist vorgesorgt: „Tränengas soll sie 
dann vertreiben. Und in Las Vegas hat 
der Beauftragte für den zivilen Luft­

schutz die Aufstellung einer 5000-Mann- 
Miliz vorgeschlagen, um zu verhindern, 
daß beim Ausbruch eines Krieges die 
Flüchtlingsmassen aus dem dichtbevöl­
kerten Kalifornien „wie Heuschrecken­
schwärme" nach Nevada eindringen. 
Hier, in diesen spontanen Reaktionen, 
enthüllt sich wieder einmal die grausige 
Konsequenz des nuklearen Terrors. 
Während nämlich die Luftschutzpropa­
gandisten noch die Illusion von bürger­
licher Sicherheit verheißen, proklamie­
ren jene Anhänger des „bewaffneten 
Selbstschutzes" gegen die eigenen Nach­
barn bereits mit diesem Rückgriff auf 
die Praktiken steinzeitlicher Höhlen­
bewohner das Ende der Zivilisation. Sie 
schätzen damit unsere Situation unge­
wollt und unbewußt ziemlich realistisch 
ein: Wer sich, aktiv oder passiv, auf die 
Möglichkeit des nuklearen Krieges eu^ 
stellt, verzweifelt praktisch an der 
zigen Chance, ihn zu verhindern: er 
verzichtet auf alle Politik und löst sich 
damit aus dem Solidarzusammenhang 
der menschlichen Geschichte; er landet 
zwangsläufig in der Barbarei. Und wei­
ter: selten hat die private Idyllik des 
„My house is my castle" so deutlich 
dokumentiert, wie unfähig sie ist, mit 
den Problemen der Gegenwart politisch 
fertigzuwerden.

Aus der Zeitschrift „Atomzeitalter"
SPD-Pressedienst
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